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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 RS 13/11 B 
 
L 3 R 1802/05 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 7 R 2195/05 (SG Berlin) 
 
 
 
…………………………………. , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. April 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 16. Dezember 2010 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 16.12.2010 hat das LSG Berlin-Brandenburg einen Anspruch der Klägerin auf 

Feststellung der Zeit vom 1.9.1975 bis 31.12.1984 als Zeit der Zugehörigkeit zur zusätzlichen 

Altersversorgung der technischen Intelligenz (AVItech) einschließlich der dabei erzielten 

Arbeitsentgelte verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden Verfahrensmängel  (I.) und die grundsätzliche 

Bedeutung der Rechtssache (II.) geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

I. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG aus-

gehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglich-

keit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 

Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die Klägerin rügt eine Verletzung ihres Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Gehörs (§§ 62, 

128 Abs 2 SGG, Art 103 Abs 1 GG). Ein solcher Verstoß liegt ua vor, wenn das LSG seine 

Pflicht verletzt, das Vorbringen der Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und zu erwägen (sog 
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Erwägensrüge, vgl BVerfG SozR 1500 § 62 Nr 13; BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN) 

oder sein Urteil auf Tatsachen und Beweisergebnisse stützt, zu denen sich die Beteiligten nicht 

äußern konnten (sog Überraschungsentscheidung iS von § 128 Abs 2 SGG; vgl BSG SozR 

3-1500 § 62 Nr 12 S 19; Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 9. Aufl 2008, § 62 

RdNr 8a, 8b mwN). Zur Begründung eines entsprechenden Revisionszulassungsgrundes ist 

nicht nur der Verstoß gegen diesen Grundsatz selbst zu bezeichnen, sondern auch darzutun, 

welches Vorbringen ggf dadurch verhindert worden ist und inwiefern die angefochtene Ent-

scheidung darauf beruhen kann (BSG SozR 1500 § 160a Nr 36). Darüber hinaus setzt die 

Gehörsrüge voraus, dass der Beschwerdeführer darlegt, seinerseits alles getan zu haben, um 

sich rechtliches Gehör zu verschaffen (Senatsbeschluss vom 14.4.2009 - B 5 R 206/08 B - 

SozR 4-1500 § 160 Nr 18 RdNr 11; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35; vgl auch BSGE 68, 

205, 210 = SozR 3-2200 § 667 Nr 1 S 6). Diesen Anforderungen wird die 

Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin beruft sich sowohl hinsichtlich ihres Rechts auf rechtliches Gehör aus § 62 SGG 

als auch hinsichtlich der behaupteten Verletzung dieses Rechts in der besonderen Gestalt des 

§ 128 Abs 2 SGG darauf, dass sie sich zu Unterlagen, auf die sich das LSG für seine Entschei-

dung habe stützen wollen, nicht habe äußern können. Sie legt indessen bereits nicht dar, dass 

das Berufungsgericht die in Frage stehenden "4 Bände Registerakten" überhaupt zur 

Grundlage seiner Entscheidung gemacht haben könnte. Damit fehlt es unabhängig von dessen 

Auswirkungen auf den Verfahrensausgang bereits an der schlüssigen Bezeichnung eines 

Verfahrensfehlers. 

 

II. Auch die Grundsatzrüge hat keinen Erfolg. Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche 

Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der 

Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht 

bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts 

und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen 

sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus 

Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das ange-

strebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um 

seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, 

ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall 

hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwir-

kung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breit-

kreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a RdNr 41). 

 

Die Klägerin hält die Frage für grundsätzlich bedeutsam: 

 "ob ein volkseigener Produktionsbetrieb im Sinne des § 1 Abs 2 ZAVtlVDBest 2 vorliegt, 
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wenn das den Betrieb prägende Endprodukt nach individuellen Kundenanforderungen 

hergestellt wurde, das Endprodukt aber vorrangig aus Einzelteilen montiert wurde, die in 

dem Betrieb zuvor in Serienfertigung produziert wurden." 

 

Die Klägerin zeigt bereits nicht auf, dass ihre Frage der Klärung des Anwendungsbereichs einer 

revisiblen Rechtsnorm dienen könnte. Hierzu hätte schon deshalb Anlass bestanden, weil nicht 

die - von der Beklagten bereits festgestellte - Anwendbarkeit des AAÜG im Streit steht, sondern 

lediglich im Rahmen von § 5 dieses Gesetzes zu klären ist, ob die Klägerin in der Zeit vom 

1.9.1975 bis 31.12.1984 der AVItech zugehört hat. Insofern ist durch die oberstgerichtliche 

Rechtsprechung, mit der sich die Beschwerdebegründung nicht auseinandersetzt, bereits 

geklärt, dass die abstrakt-generellen Regelungen der Versorgungsordnungen nicht die Qualität 

von Bundesrecht hatten (vgl exemplarisch BSG vom 18.10.2007 - B 4 RS 28/07 R, SozR 

4-8570 § 5 Nr 10). Die Feststellungen der Tatsachengerichte zum Regelungsinhalt des 

Versorgungsrechts binden daher das BSG als Revisionsgericht (§ 163 SGG) und unterliegen im 

Rahmen des Verfahrens der Nichtzulassungsbeschwerde ausdrücklich (§ 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG) keiner Überprüfung nach dem Maßstab des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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